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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Verkehrspolitik

In Erfillung eines Postulats der KVF-SR veroéffentlichte der Bundesrat im Juni 2017
seinen Bericht zu den Massnahmen der Via Sicura. Zwar wird die Zeit von drei Jahren
seit der Inkraftsetzung der ersten Via Sicura-Massnahmen fur die Evaluation im Bericht
als eher knapp bezeichnet, doch insgesamt stellt der Bericht den Massnahmen ein
gutes Zeugnis aus: Die Unfallzahlen sind tief. Positiv ausgewirkt hatten sich
insbesondere vier Massnahmen: Das Alkoholverbot fir Neulenkende und
Berufschauffeure, das Lichtobligatorium fur Motorfahrzeuge am Tag, die Regelung von
Raserdelikten und die Infrastrukturmassnahmen. Zur Diskussion stellen méchte der
Bericht den Verzicht auf die Mindestfreiheitsstrafe bei Raserdelikten, die Senkung der
Mindestdauer des Flhrerausweisentzugs auf sechs Monate und die Erhdhung des
Ermessensspielraums der Gerichte beim Rasertatbestand. Weiter koénnte die
Ruckgriffspflicht der Haftpflichtversicherer wieder in ein Ruckgriffsrecht umgewandelt
werden. Zwei Massnahmen, die noch gar nicht in Kraft getreten sind, kénnten aus dem
Via Sicura-Paket gestrichen werden: Sowohl der Einsatz von Alkohol-Wegfahrsperren als
auch von Datenaufzeichnungsgeraten bei Geschwindigkeitsdelinquenten wéren im
Verhéltnis zum Nutzen zu aufwendig. Weiter wird vorgeschlagen, das Fahren mit Licht
am Tag bei schnellen E-Bikes zu empfehlen. '

Strassenverkehr

L'Office fédéral des routes (OFROU) a présenté le rapport et les propositions du Bureau
suisse de prévention des accidents (BPA) pour abaisser le nombre de morts sur la route.
Celui-ci jette les bases de la nouvelle politique suisse de sécurité routiére, fondée sur
la "Vision zéro", idée selon laquelle on ne peut plus accepter que la route fasse des
morts et des blessés. L'objectif n'est pas d’empécher tous les accidents, mais leurs
conséquences graves. Le concept préconise un changement radical de point de vue en
matiere de sécurité routiere : ce n'est plus I'hnomme qui doit s’adapter au systéme des
transports sur route, mais le contraire. Concretement, le but est de réduire par étapes
le nombre de victimes sur les routes & 500 morts en 2005 (blessés graves : 5'000), a
moins de 300 en 2010 (4'000) et & moins de 210 en 2020 (3'000). Parmi les mesures
"choc", le BPA préconise de limiter la vitesse a 110 km/h sur les autoroutes, a 70 km/h
en dehors des localités et de brider les motos pour qu'elles ne puissent pas dépasser
80 km/h. Le catalogue prévoit également des contréles d’aptitude plus fréquents pour
les personnes agées, des mouchards électroniques dans les voitures, I"assainissement
des endroits dangereux, la réduction du taux d’alcoolémie autorisé a 0,5%. et des
amendes dissuasives. Ces propositions seront examinées par des groupes de travail
comprenant des représentants de I'OFROU et des experts externes en matiere de
sécurité. Les cantons et les organisations privées seront ensuite consultés avant
d’introduire un premier train de mesures. Les motards ont vivement réagi a I'étude
fédérale Vision zéro en la jugeant discriminatoire. A cette fin, ils ont lancé une pétition
contre le projet. 2

Der Bundesrat verdffentlichte Ende Mérz 2021 einen Bericht in Erflllung des Postulates
Aebischer (sp, BE) «<Anpassung der Bussen bei Blaulichtfahrern im Notfalleinsatz». Um
die im Postulat gestellten Fragen zu beantworten, hatte der Bundesrat ein
Rechtsgutachten erstellen lassen. Dieses kam zum Schluss, «dass die bestehenden
gesetzlichen Grundlagen genlgten, damit verhéltnisméassige Verkehrsregelverletzungen
von Fuhrerinnen und Fihrern von Dienstfahrzeugen im Notfalleinsatz nicht bestraft
wilrden und auch kein FUhrerausweisentzug erfolge». Lediglich beim so genannten
«Rasertatbestand» hatten die Gerichte das Mindeststrafmass bislang grundsatzlich
nicht unterschritten. Daher mdéchte der Bundesrat dieses Thema im Rahmen der
anstehenden Teilrevision des Strassenverkehrsgesetzes aufgreifen. Geméss Vorschlag
des Bundesrates soll bei einer grossen Tempolimitiberschreitung nicht mehr
automatisch ein Delikt wegen Raserei vorliegen; die Gerichte missten dies im Einzelfall
entscheiden kénnen. Zudem dirfe der Rasertatbestand nicht zur Anwendung kommen,
wenn kein hohes Risiko eines gravierenden Unfalls vorlag oder wenn die
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Tempolberschreitung auf Fahrlassigkeit zurlckgefuhrt werden kann. Auch soll bei
einem festgestellten Rasertatbestand keine Mindestfreiheitsstrafe mehr verhangt
werden. Schliesslich werde bei der SVG-Teilrevision auch vorgeschlagen, dass die
zustandigen Instanzen bei der Beurteilung von grundlegenden Verkehrsibertretungen
im Rahmen von Einsétzen in jedem Fall eine Strafmilderung vorsehen sollen, damit der
besonderen Lage bei Blaulichtfahrten Rechnung getragen werden kénne. ®

Umweltschutz
Allgemeiner Umweltschutz

Erstmals erfasste das BAV 2015 in enger Zusammenarbeit mit den Bahnen neben den
personellen Risiken beim Transport gefahrlicher Guter ebenfalls die Umweltrisiken auf
Bahnstreckenabschnitten. Die Ergebnisse legten dar, dass auf dem 3652 km langen
Bahnstreckennetz auf insgesamt 42 km Gefahren fir Oberflachengewésser vertieft
gepruft werden mussen und auf weiteren 10 km Umweltrisiken beim Grundwasser nicht
ausgeschlossen werden kénnen. Gemeinsam mit dem BAFU und den Storfallfachstellen
sollen diese Abschnitte nun eingehend auf ihre Sicherheit Uberpruft und allfallig zu
treffende Massnahmen zur Erhéhung der Sicherheit beschlossen werden. Die grosste
Gefahr fur das Oberflachenwasser geht geméass Bericht von einem Streckenabschnitt
bei Tecknau (BL) aus, wo die Bahnlinie direkt neben dem Eibach zu liegen kommt. Dort
wirden bei einem Bahnunglick giftige Stoffe direkt in das Gewaésser gelangen und
schliesslich in den Rhein fliessen. Der kritischste Streckenabschnitt in Bezug auf Risiken
fur das Grundwasser befindet sich bei Kiesen (BE).

Ungewollte Aufmerksamkeit erhielten die Erkenntnisse durch die nur wenige Tage
darauf erfolgte Entgleisung eines mit Chemikalien beladenen Guterzuges bei Daillens
(VD). Messungen ergaben, dass keine Chemikalien in angrenzende Oberfladchengewasser
geflossen sind. Der Unfallort gehorte nicht zu den im Bericht genannten
risikobehafteten Streckenabschnitten. *

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Neue Medien

Im Februar 2017 préasentierte der Bundesrat seinen Bericht in Erflllung eines Postulats
Hefti (fdp, GL), das eine Einschatzung der Risiken beim Tragen von digitalen Brillen, die
Darlegung der geltenden Rechtslage in der Schweiz sowie die Einordnung im
internationalen Vergleich verlangte. In ihrem Bericht stltzte sich die Regierung auf
eingeforderte  Erkenntnisse der Zurcher Fachhochschule fir Angewandte
Wissenschaften (ZHAW) betreffend die Risiken, des Schweizerischen Instituts fir
Rechtsvergleichung, das ein Gutachten zu den internationalen Rechtsvorschriften
erstellte, sowie des ASTRA, das die schweizerische Rechtsgrundlage eruierte. Als Risiko
nennt die ZHAW die gesteigerte kognitive Ressourcenbelastung, die zu verstarkter
Ablenkung flhren kann, insbesondere wenn Inhalt und Menge der Uber die digitale
Brille bezogenen Informationen nicht beschrankt werden. Gleichzeitig nennt die
Fachhochschule aber auch Vorteile dieser Technologie; so etwa musse der Blick
weniger von der Strasse abgewendet werden, um fahrtbezogene Informationen zu
erhalten. Der internationale Vergleich ergab, dass es in den untersuchten
Rechtsgebieten (Deutschland, Frankreich, Vereinigtes Konigreich, Kalifornien und West
Virginia) bis anhin noch keine ausdriicklichen Regelungen zur Nutzung von digitalen
Brillen im Strassenverkehr gibt. In allen Gebieten gibt es ahnlich abstrakte Vorschriften
wie in der Schweiz. Letztere besagen, dass der Fahrzeuglenker sein Fahrzeug sténdig
beherrschen (Strassenverkehrsgesetz Art. 31, Abs. 1) sowie seine Aufmerksamkeit der
Strasse und dem Verkehr zuwenden muss (Verkehrsregelverordnung Art. 3, Abs. 1).
Gemass geltender Bestimmungen kénnte das Tragen einer digitalen Brille somit nicht
untersagt werden. Im Falle eines Unfalls wére es jedoch nur schwer nachzuweisen, dass
der Unfall nicht durch fehlende Aufmerksamkeit aufgrund Aktivitat der digitalen Brille
verschuldet worden war. Der Bundesrat sieht derzeit keinen gesetzgeberischen
Handlungsbedarf gegeben. °

1) Bericht BR
2) Presse du 31.8.02 (Vision zéro); Lib., 4.11.02 et 24h, 11.12.02 (motards); DETEC, communiqué de presse, 3.7.02.
3) Bericht Bundesrat vom 31.3.21
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4) BAV (2015). Risiken beim Transport gefalhrlicher GuOter mit der Bahn; Medienmitteilung BAV vom 23.4.15; NZZ, 24.4.,
27.4.,5.5.15
5) Bericht BR vom 22.2.17
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